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Die Kommunen haben bislang einen gewaltigen Kraftakt 
geleistet, um zur Willkommenskultur in Deutschland bei-
zutragen — und sie tun dies weiterhin, obwohl sie an der 
Grenze der Belastbarkeit stehen. Hierfür gebührt den Kom-
munen und dem vor allem ehrenamtlich getragenen Enga-
gement vor Ort große Anerkennung. Es gebührt den Verant-
wortlichen in den Rathäusern Dank und Anerkennung, 
dass sie bislang den Spagat schaffen zwischen der Auf-
rechterhaltung der regulären Alltagsaufgaben und der 
Bewältigung der Unterbringung und Betreuung der noch 
nie dagewesenen Zahl an Asylbewerbern und Flüchtlingen.

Bei dieser Aufgabe brauchen die Kommunen dringend 
Hilfe und Unterstützung — die Ergebnisse des Flüchtlings-
gipfels am 24. September 2015, für die weitgehend am 15. 
Oktober 2015 das Gesetzgebungsverfahren im Deutschen 
Bundestag abgeschlossen worden ist, sind ein gutes Signal 
für die Kommunen. Die Einigung trägt in weiten Teilen die 
Handschrift der Union und setzt bereits seit längerem dis-
kutierte Forderungen um:

•	 Der Bund wird zukünftig die Verteilung der in Deutsch-
land ankommenden Asylbewerber und Flüchtlinge flexi-
bel unter Berücksichtigung des Königsteiner Schlüssels 
organisieren. Er richtet Wartezentren für ankommende 
Asylbewerber und Flüchtlinge ein und übernimmt ihre 
Verteilung. Bund und Länder verpflichten sich ferner, die 
jeweiligen Voraussetzungen dafür zu schaffen, die Asyl-
bewerber und Flüchtlinge erst nach förmlicher Asylan-
tragstellung auf die Kommunen zu verteilen.

•	 Albanien, Kosovo und Montenegro werden zu sicheren 
Herkunftsstaaten im Sinne von Art. 16a Absatz 3 Grund-
gesetz bestimmt, um die Asylverfahren der Staatsange-
hörigen dieser Länder weiter zu beschleunigen.

•	 Um die Asylverfahren priorisieren und zügig bearbeiten 
zu können, sollen Asylbewerber verpflichtet werden 
können, bis zu sechs Monate, solche aus sicheren Her-
kunftsstaaten bis zum Abschluss des Verfahrens, in Erst-
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aufnahmeeinrichtungen zu verbleiben. Bund und Länder 
verpflichten sich zur konsequenten Durchsetzung beste-
hender Ausreisepflichten. Die Landesregierungen kön-
nen Rückführungen vollziehbar Ausreisepflichtiger aus 
humanitären Gründen zukünftig nur noch für maximal 
drei Monate aussetzen.

•	 Um die Unterbringung von Asylbewerbern und Flücht-
lingen zu erleichtern, werden Abweichungen von bau-
planungsrechtlichen Standards ermöglicht.

•	 Bei den Vorschriften zum Einsatz erneuerbarer Energien 
werden Erleichterungen ermöglicht, ebenso bei den 
energetischen Anforderungen an Wärmeschutz bzw. 
Anlagentechnik in Gebäuden für Asylbewerber und 
Flüchtlinge.

•	 Fehlanreize für unberechtigte Asylanträge werden besei-
tigt — es gilt in Zukunft: Vorrang für Sachleistungen, Vor-
auszahlung von Geldleistungen für höchstens einen 
Monat, Möglichkeit von Leistungskürzungen, Beschäfti-
gungsverbot für Asylbewerber aus sicheren Herkunfts-
staaten.

•	 Bund und Länder werden zeitgleich ein Gesetz zur Ver-
besserung der Unterbringung, Versorgung und Betreu-
ung ausländischer Kinder und Jugendlicher verabschie-
den, um eine unter Kindeswohlgesichtspunkten 
notwendige Verteilung der unbegleiteten minderjähri-
gen Flüchtlinge bundesweit und landesintern zu ermög-
lichen. Dabei soll die im Gesetzentwurf geregelte bun-
desweite Aufnahmepflicht für alle Länder mit einer 
Übergangsphase zum 1. Januar 2016 zum Tragen kom-
men. Der notwendige Sachkompromiss zum Ausgleich 
der Belastungen durch die Anzahl der Fälle, der Anrech-
nung auf die Quote der zu Versorgenden und die Abrech-
nung der Fälle wird im vorliegenden Gesetzentwurf der 
Bundesregierung ausgewogen und umsetzbar dargestellt 
und von den Ländern gemeinsam getragen.

•	 Die Einführung der Gesundheitskarte bleibt den Ländern 
überlassen. Der Bund schafft die dafür notwendigen 
gesetzlichen Voraussetzungen. Die gesetzlichen Kran-
kenkassen sollen von den Ländern verpflichtet werden 
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Mehr Bufdi-Stellen bewilligt
Flüchtlingshilfe wird gestärkt
Beim Flüchtlingsgipfel am 24. Sep-
tember 2015 wurde auch beschlos-
sen, die Flüchtlingshilfe mit 10.000 
zusätzlichen Stellen beim Bundesfrei-
willigendienst zu stärken. Damit wird 
eine Forderung aus der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion aufgegriffen und 
umgesetzt.

Bereits im Juni haben sich Bund 
und Länder auf eine frühzeitigere 
Integration von Flüchtlingen, die 

Aussicht auf Anerkennung haben, 
verständigt. Diese muss nun mit 
geeigneten Maßnahmen unterlegt 
werden. Die Menschen, die sich 
ehrenamtlich um die vielen in 
Deutschland ankommenden Flücht-
linge kümmern, brauchen das deutli-
che Signal, dass ihre ehrenamtliche 
Hilfe mit den staatlichen Strukturen 
erfolgreich zusammengeführt wird 
und sie so eine dauerhafte Unterstüt-

zung ihrer Arbeit erfahren. 

Vor Ort in den Dörfern und Städten 
findet die Integration von Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern statt. Hier hat 
sich bereits eine großartige Hilfsbe-
reitschaft entwickelt, die in dauer-
hafte Strukturen überführt werden 
muss. Dafür wird vor Ort mehr profes-
sionelle Unterstützung benötigt. Die 
Ausweitung des Bundesfreiwilligen-
dienstes für die Flüchtlingshilfe kann 
dazu beitragen.

können, gegen Kostenerstattung 
die Krankenbehandlungen bei Asyl-
bewerbern zu übernehmen. In die-
sem Zusammenhang kann die Aus-
gabe einer elektronischen 
Gesundheitskarte vereinbart wer-
den. Die Leistungen sollen sich wie 
bisher im Rahmen des AsylbLG 
bewegen.

•	 Der Bund öffnet die Integrations-
kurse für Asylbewerber mit guter 
Bleibeperspektive und stockt die 
hierfür vorgesehenen Mittel ent-
sprechend dem gestiegenen Bedarf 
auf. Darüber hinaus wird eine ver-
stärkte Vernetzung zwischen Integ-
rationskursen und berufsbezoge-
nen Sprachkursen hergestellt, unter 
verstärkter Einbeziehung der Bun-
desagentur für Arbeit.

•	 Personen mit guter Bleibeperspek-
tive werden künftig bereits frühzei-
tig die für die Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt erforderlichen Leis-
tungen der aktiven Arbeitsförde-
rung erhalten können.

•	 Der Bund unterstützt Länder und 
Kommunen beim Neubau von 
Wohnungen und bei der Auswei-
tung des Bestands an Sozialwoh-
nungen — Erhöhung der Bundes-
mittel an die Länder um jeweils 500 
Millionen Euro in den Jahren 2016 
bis 2019, verbilligte Bereitstellung 
weiterer Bundesliegenschaften und 
-immobilien über Konversionsflä-
chen hinaus.

•	 Bund und Länder sind sich einig, 
dass die Ausländer- und Sozialbe-
hörden sowie Verwaltungsgerichte 
personell und organisatorisch in 
der Lage sein müssen, die hohe Zahl 
der auf sie zulaufenden — positiven 

wie negativen — Entscheidungen 
des BAMF angemessen zu bewälti-
gen.

•	 Bund, Länder und Kommunen wer-
den verstärkt zusammenarbeiten, 
um bei jeder vollziehbaren Ausrei-
sepflicht zügig die Rückführung zu 
veranlassen.

•	 Der Bund verpflichtet sich, die Asyl-
verfahren trotz steigender Antrags-
zahlen auf durchschnittlich drei 
Monate zu verkürzen, die Altfälle 
abzuarbeiten und den Zeitraum 
zwischen Registrierung und Antrag-
stellung erheblich zu verkürzen, so 
dass eine Verkürzung des Verfah-
rens bis zur Entscheidung des BAMF 
auf maximal fünf Monate im Jahr 
2016 erreicht wird.

•	 Der Bund erhöht den für 2015 vor-
gesehenen Betrag zur Entlastung 
der Länder um eine Milliarde, die 
über Umsatzsteuerpunkte verteilt 
werden.

•	 Der Bund trägt ab dem 1. Januar 
2016 einen Teil der Kosten für den 
Zeitraum von der Registrierung bis 
zur Erteilung eines Bescheides 
durch das BAMF. Das geschieht, 
indem der ermittelte durchschnitt-
liche Aufwand pro Asylbewerber 
nach dem AsylBLG in Höhe von 670 
EUR monatlich an die Länder erstat-
tet wird. (Einbezogen sind alle Fälle, 
die am 1. Januar 2016 im Verfahren 
sind und im Laufe des Jahres ins 
Verfahren kommen für die jeweilige 
Dauer).

•	 Darüber hinaus werden den Län-
dern für diejenigen Antragsteller, 
die nicht als politisch Verfolgte und 
Kriegsflüchtlinge anerkannt wur-
den, für pauschal einen Monat 

ebenfalls 670 Euro erstattet.

•	 Der Bund leistet einen Beitrag zur 
Finanzierung der Kosten für unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge 
in Höhe von 350 Millionen Euro 
jährlich. Sobald die Zahl der unbe-
gleiteten Minderjährigen deutlich 
rückläufig ist, erfolgt eine Überprü-
fung der Leistung des Bundes.

•	 Die Bundesregierung wird die 
Betreuung von Kindern weiter 
unterstützen. Hierzu wird der Bund 
die finanziellen Spielräume im 
Bundeshaushalt, die durch den 
Wegfall des Betreuungsgeldes bis 
2018 entstehen, dazu nutzen, Län-
der und Kommunen bei Maßnah-
men zur Verbesserung der Kinder-
betreuung zu unterstützen.

Für die Kommunen in Deutschland 
sind die Ergebnisse des Flüchtlings-
gipfels am 24. September 2015 ein 
gutes Signal. Die Kommunen erhalten 
eine deutliche finanzielle Entlastung 
und eine stärkere Unterstützung ihrer 
Arbeit zur Unterbringung, Aufnahme 
und Integration vor Ort. Vorausset-
zung dafür ist, dass die Länder sich als 
verlässliche Partner erweisen und die 
Bundesmittel entsprechend der Kost-
enträgerschaft dort ankommen, wo 
die Flüchtlinge untergebracht sind 
und betreut werden.

Wichtig ist auch, dass es nicht nur 
um finanzielle Bundeshilfen, sondern 
auch um strukturelle Änderungen 
ging. Diese müssen jetzt konsequent 
umgesetzt werden. Das ist einerseits 
ein wichtiges Signal zur Stärkung der 
kommunalen Flüchtlingsarbeit —  
andererseits aber auch ein klares Zei-
chen zur Steuerung der Zuzugsinten-
sität.
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Die KfW unterstützt Kommunen in 
Deutschland kurzfristig bei der Unter-
bringung von Flüchtlingen mit einer 
Sonderförderung „Flüchtlingsunter-
künfte“. Ab sofort stehen Städten und 
Gemeinden zinslose KfW-Darlehen 
für Investitionen in den Neu- und 
Umbau, die Modernisierung sowie 
den Erwerb von Flüchtlingsunter-
künften zur Verfügung. Das verfügba-
re Gesamtvolumen der Sonderförde-
rung beträgt mittlerweile 500 Millio-
nen Euro — damit können je nach Art 
der Unterkünfte bis zu 50.000 Plätze 
geschaffen werden.

Für diese Sonderförderung nutzt 
die KfW ihr bestehendes Programm 

Investitionskredit Kommunen (IKK). 
Die Kommunen können zwischen 
Laufzeiten von zehn, 20 und 30 Jah-
ren wählen — der Zinssatz beträgt bis 
auf Weiteres null Prozent und ist für 
zehn Jahre festgelegt. Die Kredite wer-
den in der Reihenfolge der Antrags-
eingänge zugesagt. Je nach Antrags-
aufkommen wird die KfW über eine 
Aufstockung des Programms ent-
scheiden.

Der Vorstandsvorsitzende der KfW, 
Dr. Ulrich Schröder, sagte: „Die hohe 
Zahl an Menschen, die in Deutsch-
land Zuflucht sucht, ist auch eine fi-
nanzielle Herausforderung für unser 
Land. Eine angemessene Unterbrin-

Flüchtlingsunterkünfte
KfW unterstützt Kommunen

gung ist aber die Basis für die gesell-
schaftliche Integration. Die KfW un-
terstützt die Kommunen daher bei der 
Bereitstellung von geeigneten Unter-
künften für Flüchtlinge.“

Bereits in der Vergangenheit hatte 
die KfW mit Sonderprogrammen, bei-
spielsweise dem Konjunkturpro-
gramm, schnell und wirksam zur Be-
wältigung besonderer Herausforde-
rungen beigetragen. Weitere 
Informationen sind im Internet unter 
https://www.kfw.de/inlandsfoerde-
rung/Öffentliche-Einrichtungen/
Kommunale-soziale-Basisversor-
gung/Finanzierungsangebote/Inves-
titionskredit-Kommunen-(208)/in-
dex.html zu finden.

Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes
Erstattungsregelungen in den Ländern
Die Durchführung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes und die Kostener-
stattung der mit der Aufgabenwahr-
nehmung beauftragten Kommunen 
erfolgt im Vergleich der Bundesländer 
unterschiedlich. Die Länder erhöhen 
zwar aktuell die Aufnahmekapazitä-
ten der vom Land betriebenen Erst-
aufnahmeeinrichtungen. Dennoch 
findet nach wie vor eine frühzeitige 
Vertilung auf die Kommunen statt — 
mit entsprechenden Auswirkungen 
auch auf deren finanzielle Belastung.

In der Regel erfolgt die Kostener-
stattung in Form von Pauschalen pro 
Flüchtling und Jahr, wobei diese Pau-
schale nur einen Teil der den Kommu-
nen entstehenden tatsächlichen Kos-
ten deckt (Quelle: Deutscher 
Landkreistag):

Baden-Württemberg

•	 Art der Kostenerstattung: Pauscha-
len

•	 Höhe der Erstattung: 13.260 Euro/
Jahr

•	 Erstattete Leistungen bei Pauschal-
zahlungen: Notwendige Ausgaben 
für personellen und sächlichen Ver-
waltungsaufwand zur Durchfüh-
rung des FlüAG, für Flüchtlingssozi-
alarbeit, für Leistungen nach dem 
AsylblG und SGB sowie die „vorläu-

fige Unterbringung“

•	 Kostendeckung: rund 75 Prozent

Bayern

•	 Art der Kostenerstattung: Spitzab-
rechnung auf Basis der unter Beach-
tung der Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit 
notwendigen Kosten

•	 In der Praxis ergeben sich immer 
wieder Zweifelsfragen, insbeson-
dere zur Höhe der „unter Beachtung 
der Grundsätze der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit notwendigen 
Kosten“. Eine volle Kostenerstat-
tung ist damit nicht ausnahmslos 
gewährleistet. Auch die Personal-
kosten, die den Landkreisen und 
kreisfreien Städten bei der Unter-
bringung von Asylbewerbern und 
der Ausgabe von Leistungen nach 
dem AsylbLG entstehen, werden 
nur in geringem Umfang erstattet.

•	 Kostendeckung: 90 bis 100 Prozent

Brandenburg

•	 Art der Kostenerstattung: Pauscha-
len

•	 Höhe der Erstattung: 9.219 Euro/
Jahr

•	 Erstattete Leistungen bei Pauschal-
zahlungen: Durchführung des 

AsylbLG

•	 Darüber hinaus gibt es eine einma-
lige Pauschale in Höhe von 2.300,81 
Euro je Platz für Errichtung und 
Einrichtung von Gemeinschaftsun-
terkünften. Zudem wird — falls eine 
solche notwendig ist — je Gemein-
schaftsunterkunft eine monatliche 
Bewachungskostenpauschale in 
Höhe von 6.900 Euro gezahlt.

•	 Kostendeckung: bis 90 Prozent

Hessen

•	 Art der Kostenerstattung: Pauscha-
len

•	 Höhe der Erstattung: 7.826 bzw. 
7.218 Euro/Jahr

•	 Erstattete Leistungen bei Pauschal-
zahlungen: Aufwendungen für die 
Aufnahme und Unterbringung

•	 Kostendeckung: 70 bis 73 Prozent

Mecklenburg-Vorpommern

•	 Art der Kostenerstattung: Spitzab-
rechnung auf Basis der notwendi-
gen Kosten

•	 Kostendeckung: 90 bis 100 Prozent

Niedersachsen

•	 Art der Kostenerstattung: Pauscha-
len
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•	 Höhe der Erstattung: 6.195 Euro/
Jahr

•	 Erstattete Leistungen bei Pauschal-
zahlungen: Durchführung des 
AsylbLG

•	 Kostendeckung: 60 Prozent

Nordrhein-Westfalen

•	 Art der Kostenerstattung: Globale 
Landeszuweisung

•	 Höhe der Erstattung: Herunterge-
rechnet ca. 7.300 Euro für die 
Berechtigten nach dem FlüAG NRW, 
die aber nicht deckungsgleich mit 
der Gruppe Leistungsberechtigter 
nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz NRW ist (vgl. dazu auch Anm. 
1.)

•	 Der globale Betrag beläuft sich 2015 
auf ca. 215 Millionen Euro, erhöht 
sich aber nach einer Anpassungsre-
gel, wenn die Zahl der Flüchtlinge 
im Vergleich zum Stand vom 
1.1.2014 ansteigt. Krankheitskos-
ten, die über 70.000 Euro/Jahr und 
Person hinausgehen, werden gegen 
Nachweis erstattet.

•	 Kostendeckung: 25-50 Prozent (vgl. 
dazu auch Anm. 1.)

Rheinland-Pfalz

•	 Art der Kostenerstattung: Pauscha-
len

•	 Höhe der Erstattung: 6.156 Euro/
Jahr

•	 Erstattete Leistungen bei Pauschal-
zahlungen: AsylbLG, SGB

•	 Bei besonders kostenintensiven 
Fällen kommt es zu einer zusätzli-
chen Erstattung von Gesundheits-
kosten.

•	 Kostendeckung: ca. 62 Prozent

Saarland

•	 Art der Kostenerstattung: Spitzab-
rechnung auf Basis der gewährten 
Leistungen

•	 Kostendeckung: bis 100 Prozent

Sachsen

•	 Art der Kostenerstattung: Pauscha-
len

•	 Höhe der Erstattung: 7.600 Euro/
Jahr

•	 Erstattete Leistungen bei Pauschal-
zahlungen: Notwendige Ausgaben 
unter Einschluss der Ausgaben für 
personellen und sächlichen Ver-
waltungsaufwand, für Leistungen 

nach dem AsylbLG sowie für lie-
genschaftsbezogene Ausgaben und 
Aufwendungen im Rahmen der 
Unterbringung

•	 Erforderliche Aufwendungen für 
im vorangegangenen Kalenderjahr 
erbrachte Leistungen bei Krank-
heit, Schwangerschaft und Geburt 
werden erstattet, soweit sie einen 
Beitrag von 7.669,38 Euro überstei-
gen.

•	 Kostendeckung: ca. 80 Prozent der 
Kosten 

Sachsen-Anhalt

•	 Art der Kostenerstattung: Im Rah-
men des Finanzausgleichs

•	 Höhe der Erstattung: Nach § 4a Abs. 
1 FAG erhalten die Landkreise und 
kreisfreien Städte in den Haushalts-
jahren 2015 und 2016 eine beson-
dere Zuweisung in Höhe von 23 
Millionen Euro zur Milderung der 
finanziellen Mehrbelastung bei der 
Unterbringung von Asylbewerbern 
und anderen nach § 1 Abs. 1 AufnG 
aufzunehmenden Personen.

•	 Erstattete Leistungen: Erstattet wer-
den die Kosten nach dem Landes-
aufnahmegesetz.  Diese beinhalten 
die Unterbringung und Gewährung 
von Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz.

•	 Kostendeckung: ca. 66 Prozent, 
wobei eine abschließende Erstat-
tungsregelung noch aussteht

Schleswig-Holstein

•	 Art der Kostenerstattung: Erstat-
tung von 70 Prozent der notwendi-
gen Leistungen

•	 Darin enthalten sind Kosten der 
Herrichtung, Einrichtung und des 
Betriebes von Gemeinschaftsunter-
künften einschließlich der Perso-
nalkosten, allerdings nur nach vor-
heriger Anerkennung.  Verwal- 
tungskosten werden nicht erstattet.

•	 Kostendeckung: 70 Prozent

Thüringen

•	 Art der Kostenerstattung: Pauscha-
len

•	 Höhe der Erstattung: 6.612 Euro/
Jahr

•	 Erstattete Leistungen bei Pauschal-
zahlungen: Notwendige Kosten, die 
mit der Aufnahme und Unterbrin-
gung verbunden sind

•	 Thüringen unterscheidet zwischen 

einer monatlichen Pauschale für 
die Unterbringung (206 Euro), die 
Betreuung (31 Euro) und für sons-
tige Kosten, die mit der Durchfüh-
rung des AsylbLG verbunden sind 
(314 Euro). Krankhauskosten wer-
den gesondert erstattet, wenn sie 
1.000 Euro pro Flüchtling und 
Kalenderjahr übersteigen. Darüber 
hinaus gibt es eine Investitionspau-
schale von einmalig 7.500 Euro je 
neu geschaffenen Unterbringungs-
platz in Gemeinschaftsunterkünf-
ten. Erstattet werden außerdem die 
nachgewiesenen tatsächlichen 
Bewachungskosten

•	 Kostendeckung: 90 bis 100 Prozent

Allgemeine Anmerkungen:

1.	Die Landesaufnahmegesetze diffe-
renzieren in der Regel zwischen 
verschiedenen Personengruppen 
und weisen für diese gegebenen-
falls auch unterschiedliche Pau-
schalen aus. In die Übersicht aufge-
nommen wurden grundsätzlich nur 
Erstattungszahlungen der Länder 
an die Kommunen zur Abgeltung 
von  Leistungen an Asylbewerber, 
deren Asylverfahren noch nicht 
rechtskräftig abgeschlossen ist. Ins-
besondere in NRW ist eine solche 
Zuordnung angesichts der globalen 
Natur der Landeszuweisung nicht 
möglich. Das ist insbesondere auch 
bei der Bewertung der ausgewiese-
nen Kostendeckungsquoten zu 
beachten. Würde man in NRW alle 
Begünstigten (einschließlich der 
geduldeten Ausländer, insbeson-
dere nach § 60a AufenthG) berück-
sichtigen, die von den Gemeinden 
Leistungen nach dem AsylbLG 
erhalten, dürfte die pro Kopf 
Deckung der Globalzuweisung bei 
etwa 3.600 Euro liegen. 

2.	Der Umfang der Leistungen, auf die 
Asylbewerber einen Anspruch 
haben, ergibt sich aus dem Asylbe-
werberleistungsgesetz (AsylbLG). 
Dies umfasst die sog. Grundleistun-
gen (§ 3 AsylbLG), d. h. den notwen-
digen Bedarf an Ernährung, Unter-
kunft, Heizung, Kleidung, 
Gesundheitspflege, Gebrauchs- und 
Verbrauchsgütern des Haushalts 
sowie einen Betrag zur Deckung 
persönlicher Bedürfnisse des tägli-
chen Lebens. Hinzu kommen Leis-
tungen bei Krankheit, Schwanger-
schaft und Geburt (§ 4 AsylbLG) 
sowie sonstige Leistungen, die nach 
Maßgabe von § 6 AsylbLG in beson-
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von Dr. Gerd Müller, Bundesminis-
ter für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung

Deutschland steht in der aktuellen 
Flüchtlingskrise vor gewaltigen Her-
ausforderungen. Wir sind innenpoli-
tisch, aber auch international im Be-
reich der Außen- und Entwicklungs-
politik gefordert.

Einige Zahlen sollen dies verdeut-
lichen: Weltweit sind rund 60 Millio-
nen Menschen auf der Flucht. So vie-
le, wie seit dem 2. Weltkrieg nicht 
mehr. In und um Syrien sind allein 
fast 12 Millionen Menschen auf der 
Flucht. Syrische Flüchtlinge bilden 
derzeit die größte Herkunftsgruppe 
von Asylsuchenden in Deutschland. 
Sie sind vor Krieg, Hunger und Terror 
geflohen. Mehr als 95 Prozent der sy-
rischen Flüchtlinge sind noch in der 
Region, vor allem in der Türkei, im Li-
banon und in Jordanien. 

Damit sich diese Millionen Syrer 
nicht auch noch auf den Weg nach Eu-
ropa machen, müssen wir jetzt 
schnell und entschlossen handeln. In 
den Flüchtlingslagern der Region gibt 
es immer weniger zu essen, da den in-
ternationalen Organisationen das 
Geld für Nahrungsmittelhilfen fehlt. 
Mit dem Winter vor der Tür brauchen 
die Flüchtlinge schnell eine Perspek-
tive vor Ort, damit sie sich nicht in die 
Hände von Schleppern begeben.

Die Bewältigung der Flüchtlings-
krise hat für mich höchste Priorität. 
Die deutsche Entwicklungspolitik in-
vestiert gezielt in die Bekämpfung 
von Fluchtursachen und unterstützt 
Flüchtlinge in ihrer schwierigen Lage. 

Daten und Fakten zur aktuellen Flüchtlingskrise 
Wir sind auch international gefordert

Ein ganz wesentlicher Teil des BMZ-
Haushalts wird in diesem Bereich ein-
gesetzt. So haben wir neben den regu-
lären Länderprogrammen z.B. drei 
Sonderinitiativen geschaffen und set-
zen gerade ein neues Infrastruktur-
programm für Flüchtlingsgebiete in 
Nahost, Nordafrika, Westafrika und 
der Ukraine um.

Konkret können wir mit unseren 
Ansätzen:
•	 60.000 syrische Kinder im Libanon 

einschulen
•	 800.000 Menschen in Jordanien mit 

Wasser und 200.000 Menschen mit 
Strom versorgen

•	 15.000 Menschen im Irak in Be-
schäftigung bringen

•	 25.000 Menschen in Ägypten beruf-
lich bilden

•	 Wohnraum für 25.000 Menschen in 
der Ukraine schaffen

•	 400.000 Menschen in Mali mit Was-
ser versorgen.

Aber angesichts der Dramatik der 
Flüchtlingskrise müssen wir noch 
mehr tun. Dabei gilt: Jeder Euro, der in 
den Herkunftsregionen eingesetzt 
wird, erspart ein Vielfaches an Mitteln 
für die Flüchtlingsbetreuung in 
Deutschland. So kostet es zum Bei-
spiel ca. zehn Euro, um einem Kind 
im Nahen Osten eine Woche lang den 
Schulbesuch zu ermöglichen. In 
Deutschland ist dies um ein Vielfa-
ches teurer.

Die Flüchtlingskrise kann aber 
auch nicht allein national gelöst wer-
den. Wir brauchen ein Sonderpro-
gramm der EU für die Haupther-
kunftsländer und wichtigsten Auf-

nahmeregionen in Höhe von 10 
Milliarden Euro. Ich habe dazu einen 
Vorschlag unterbreitet, wie dies durch 
Umschichtung aus bestehenden EU-
Fonds möglich ist, ohne dass zusätzli-
che Mittel durch die Mitgliedstaaten 
hierfür bereitgestellt werden müssen.

Die internationale Gemeinschaft 
muss die Nahrungsmittelhilfe für die 
Syrienflüchtlinge in der Region 
schnell aufstocken. Das BMZ geht mit 
einer Sonderzusage an das Welternäh-
rungsprogramm mit gutem Beispiel 
voran. Ebenso ist Bildung ganz essen-
tiell für die Schaffung von Lebensper-
spektiven. Aber auch die Afrikanische 
Union und ihre Mitgliedstaaten müs-
sen ihren Teil der Verantwortung tra-
gen. Die gemeinsame Bekämpfung 
von Fluchtursachen und Schleuser-
kriminalität wird ein Schwerpunkt 
des EU-AU-Gipfels im November 2015 
auf Malta sein. Hier muss es zu klaren 
Beschlüssen kommen und die afrika-
nischen Staaten müssen stärker in die 
Pflicht genommen  werden.

Wenn wir jetzt entschlossen han-
deln, können wir den vielen verzwei-
felten Menschen, die weltweit auf der 
Flucht sind und nach Europa blicken, 
eine Perspektive in ihrer Heimatregi-
on geben! Wir können die Probleme 
nicht allein in Deutschland lösen, 
sondern müssen das klare Signal ge-
ben, dass wir vor Ort in den Krisenlän-
dern helfen.

deren Bedarfslagen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts oder der 
Gesundheit unerlässlich sind. Asyl-
bewerber, die sich (unverschuldet) 
länger als 15 Monate in Deutsch-
land aufhalten, erhalten gem. § 2 
Abs. 1 AsylbLG Leistungen analog 
SGB XII (Sozialhilfe). Diese sog. 
„Analogleistungen“ unterscheiden 

sich nach der vom BVerfG erzwun-
genen Anhebung der Leistungssätze 
nach dem AsylbLG im Wesentlichen 
nur noch hinsichtlich des Bereichs 
der Gesundheitsversorgung von 
den nach AsylbLG zu gewährenden 
Leistungen. 

3.	Hier nicht berücksichtigte Beson-
derheiten gelten bei der Unterbrin-

gung unbegleiteter Minderjähriger.

4.	Erfasst ist jeweils nur die primäre 
Zuständigkeit; in einigen Ländern 
kommt auch in Betracht, dass die 
Landkreise die Aufgabe auf Antrag 
oder kraft eigenen Entschlusses auf 
die Gemeinden übertragen.
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Maßnahmen des Bundes zugunsten der Kommunen
Wichtiger Beitrag zur Stärkung der Kommunalfinanzen
Die Lage der Kommunalfinanzen hat 
sich im vergangenen Jahr deutlich 
verändert: Erstmals haben die Kom-
munen wieder ein Jahr mit einem 
negativen Saldo abgeschlossen. Die 
vom Statistischen Bundesamt veröf-
fentlichten viertel-jährlichen Kassen-
ergebnisse des Öffentlichen Gesamt-
haushalts weisen für die Kommunen 
im Jahr 2013 bei den Kern- und Extra-
haushalten einen Überschuss in Höhe 
von knapp über einer Milliarde Euro 
aus. Dagegen verzeichnen die Kom-
munen auf Grundlage derselben Sta-
tistik im Jahr 2014 ein Minus von 657 
Millionen Euro.

Dabei sind im Jahr 2014 die Ein-
nahmen um rund 11,2 Milliarden 
Euro gestiegen. Die Ausgaben sind 
dagegen im selben Zeitraum um fast 
13 Milliarden Euro gestiegen. Die 
Kommunen haben kein Einnahme-, 
sondern ein klares Ausgabenproblem.

Problematisch sind vor allem die 
deutlich angestiegenen Ausgaben für 
soziale Leistungen — und das obwohl 
der Bund im Jahr 2014 mit der letzten 
Stufe bei der Übernahme der Grundsi-
cherung im Alter die Kommunen 
nochmals um mehr als 1,5 Milliarden 
Euro bei den Sozialausgaben entlastet 
hatte. Hier schlagen die deutlich 
gestiegenen Flüchtlings- und Asylbe-
werberzahlen zu Buche. Bei dieser 
Aufgabe brauchen die Kommunen 
dringend Hilfe und Unterstützung, 
die sie vom Bund bekommen:

•	 Der Bund stellt den Ländern im Jahr 
2015 bereits zwei Milliarden Euro 
zur Unterbringung und Betreuung 
von Asylbewerbern und Flüchtlin-
gen zur Verfügung.

•	 Bereits seit Anfang des Jahres stellt 
der Bund den Kommunen Liegen-
schaften mietzinsfrei für die Unter-
bringung von Asylbewerbern zur 
Verfügung. Der Koalitionsaus-
schuss hat am 6. September zudem 
beschlossen, dass der Bund nun-
mehr auch die Kosten für die Her-
richtung der Liegenschaften über-
nimmt.

•	 Hinzukommen weitere Entlastun-
gen in Höhe von rund 40 Millionen 
Euro jährlich im Asylbewerberleis-
tungsgesetz.

•	 Die deutliche Verkürzung der Asyl-

verfahren und die Hilfe zur Integra-
tion der Menschen mit guter Bleibe-
perspektive werden ebenfalls dazu 
beitragen, die Kommunen zu ent-
lasten.

Aber nicht nur in der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik steht der Bund an 
der Seite der Kommunen. Auch in 
anderen Bereichen können sich die 
Kommunen auf die Unterstützung 
des Bundes verlassen. Mit rund 50 
Maßnahmen hat bzw. wird der Bund 
im Zeitraum der Jahre 2000 bis 2018 
die Kommunen unterstützen. Davon 
lassen sich einige — wie die Verbesse-
rung der Mitwirkungsmöglichkeiten 
der Kommunalen Spitzenverbände im 
Gesetzgebungsverfahren — nicht 
finanziell bemessen. Zu den quantifi-
zierbaren Maßnahmen gehören:

•	 Verordnung zum Altschuldenhilfe-
gesetz (Härtefallklausel): Entlas-
tung von 1,1 Milliarden Euro im 
Zeitraum 2001 bis 2013;

•	 Fortentwicklung des Unterneh-
menssteuerrechts: Mehreinnah-
men von 2,434 Milliarden Euro im 
Zeitraum 2002 bis 2005;

•	 Ausweitung der Städtebauförde-
rung um die Programme „Stadtum-
bau Ost“ (2002) und „Stadtumbau 
West“ (2004), „Förderung von akti-
ven Stadt- und Ortsteilzentren“ 
(2008) und „Investitionspakt Bund-
Länder-Kommunen“ (2008/2009), 
„Kleine Städte und Gemeinden“ 
(2010): insgesamt 3,219 Milliarden 
Euro in den Jahren 2002 bis 2014; 
inzwischen Aufstockung der Städ-
tebauförderung auf 700 Millionen 
Euro jährlich;

•	 Befreiung der Kommunen von der 
Mitfinanzierung am Fonds „Auf-
bauhilfe“: einmalige Entlastung im 
Jahr 2003 von 819 Millionen Euro;

•	 Einführung der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung 
und damit verbundene Befreiung 
der Kommunen von Mehrbelastun-
gen : jährlich 409 Millionen Euro; 
sowie ab 2009 Beteiligung des Bun-
des mit 13 Prozent (bis 2012 jähr-
lich ansteigend auf 16 Prozent) an 
den Ausgaben: insgesamt rund vier 
Milliarden Euro im Zeitraum 2003 
bis 2011; in den Folgejahren schritt-
weise Erhöhung der Bundesbeteili-

gung auf 100 Prozent: Entlastungs-
volumen von über 30 Milliarden 
Euro im Zeitraum 2012 bis 2017;

•	 Beteiligung des Bundes am Investi-
tionsprogramm „Zukunft Bildung 
und Betreuung“ (Ganztagsschulpro-
gramm) 2003 bis zum Jahr 2009:  
vier Milliarden Euro;

•	 im Jahr 2004 beschlossene Gewer-
besteuerreform: in den Jahren 2004 
bis 2007 insgesamt Mehreinnah-
men in Höhe von 12,11 Milliarden 
Euro;

•	 einkommensteuerliche Änderun-
gen im Jahr 2004: in den Folgejah-
ren bis 2007 Mehreinnahmen in 
Höhe von insgesamt 2,48 Milliar-
den Euro;

•	 Maßnahmen zum Subventionsab-
bau im Jahr 2004: im Zeitraum 2004 
bis 2007 Mehreinnahmen in Höhe 
von 560 Millionen Euro;

•	 Gesetz zur Förderung der Steuerehr-
lichkeit: Mehreinnahmen von 750 
Millionen Euro im Jahr 2004;

•	 Zusammenlegung von Sozialhilfe 
und Arbeitslosenhilfe zum neuen 
ALG II im Jahr 2005: jährliche Ent-
lastungen von 2,5 Milliarden Euro;

•	 im Jahr 2006 gestartetes Aktions-
programm Mehrgenerationenhäu-
ser: in den Jahren 2007 bis 2014 
Zuschüsse von insgesamt 146 Milli-
onen Euro; das Programm wird 
auch über 2014 hinaus fortgesetzt;

•	 Ausbau der Kindertagesbetreuung 
ab 2008: Bundesbeteiligung von 5,4 
Milliarden Euro; das bestehende 
Sondervermögen wurde für die lau-
fende Wahlperiode nochmas um 
550 Millionen Euro aufgestockt; für 
den Betrieb von Kinderkrippen und 
Tagespflegestellen werden ab dem 
Jahr 2015 jährlich 845 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt. Für die 
Jahre 2017 und 2018 erhöht der 
Bund seine Beteiligung an den 
Betriebskosten nochmals um 100 
Millionen Euro; unabhängig von 
den Investitionsprogrammen för-
dert der Bund im Zeitraum 2011 bis 
Ende 2015 mit insgesamt weiteren 
400 Millionen Euro die Sprachför-
derung in den Kindertagesstätten.

•	 Regionalisierungsmittel für öffent-
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lichen Personennahverkehr: von 
6,7 Milliarden Euro im Jahr 2008 
ein jährlicher Anstieg um 1,5 Pro-
zent auf 7,3 Milliarden Euro im Jahr 
2014; Über die Höhe ab 2015 wird 
aktuell zwischen Bund und Ländern 
verhandelt (s.u.) — bis zum Inkraft-
treten einer gesetzlichen Regelung 
erfolgt die Auszahlung der Regiona-
lisierungsmittel 2015 in Höhe der 
im Jahr 2014 ausgezahlten Beträge 
unter Vorbehalt;

•	 ab 2008 Investitionen zur Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse der 
Gemeinden mit 1,34 Milliarden 
Euro jährlich;

•	 im Jahr 2008 Novellierung des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetzes mit einer jährlichen Bun-
desleistung von 332,6 Millionen 
Euro bis 2019; über eine Fortfüh-
rung wird aktuell im Rahmen der 
Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen beraten (s.u.);

•	 von dem im Jahr 2009 beschlosse-
nen Konjunkturpaket II entfallen 
auf die Kommunen insgesamt 9,3 
Milliarden Euro;

•	 Anpassung des § 33 Grundsteuerge-
setz (Steuererlass bei strukturellem 
Leerstand im Sinne der Kommu-
nen): seit 2009 jährliche Mehrein-
nahmen von 300 Millionen Euro;

•	 Weiterentwicklung des Kinderzu-

schlags für Geringverdiener im Jahr 
2009: Entlastung in Höhe von 265 
Millionen Euro jährlich;

•	 im Jahr 2011 vereinbarte höhere 
Beteiligung des Bundes an den Kos-
ten der Unterkunft und Heizung 
sowie der bis 2013 befristete Bun-
deszuschuss zur Schulsozialarbeit 
und eine weitere Erhöhung zum 
Ausgleich der Kosten des Bildungs- 
und Teilhabepakets: kommunale 
Entlastung von insgesamt 9,1 Milli-
arden Euro in den Jahren 2011 bis 
2017;

•	 Unterstützung bei Herausforderun-
gen durch Zuzug aus EU-Mitglied-
staaten in Höhe von 200 Millionen 
Euro im Jahr 2014;

•	 Gesetz zur weiteren Entlastung von 
Ländern und Kommunen: Unter-
stützung der Kommunen in den 
Jahren 2015 bis 2017 mit jährlich 
eine Milliarde Euro jeweils hälftig 
über eine höhere Bundesquote KdU 
und einen höheren Gemeindeanteil 
an der Umsatzsteuer;

•	 Mit dem Gesetz zur Förderung von 
Investitionen finanzschwacher 
Kommunen und zur Entlastung von 
Ländern und Kommunen bei der 
Aufnahme und Unterbringung von 
Asylbewerbern stellt der Bund den 
Kommunen im Zeitraum 2015 bis 
2018 3,5 Milliarden Euro Investiti-

onshilfen sowie im Jahr 2017 1,5 
Milliarden Euro über eine höhere 
Bundesquote KdU und eine höhere 
Beteiligung der Kommunen an der 
Umsatzsteuer zur Verfügung; 

•	 vom Bundestag bereits beschlos-
sene Novellierung des Wohngeld-
gesetzes: Entlastung der Kommu-
nen bei der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende und bei der Hilfe 
zum Lebensunterhalt um weitere 
rund 80 Millionen Euro jährlich;

•	 im Jahr 2018 Erhöhung der jährli-
chen Entlastung der Kommunen 
durch den Bund auf fünf Milliarden 
Euro.

In der Aufzählung sind noch keine 
KfW-Programme zugunsten der Kom-
munen enthalten. Eine Summierung 
der jeweils angegebenen Entlastungs-
volumen für die Kommunen ist aller-
dings nicht aussagefähig, da die 
Ermittlung der finanziellen Auswir-
kungen der einzelnen Maßnahmen 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Maßnahmen erfolgte und keine Aus-
kunft über die im nachhinein vor dem 
Hintergrund geänderter konjunktu-
reller Verläufe tatsächlich eingetreten 
finanziellen Entlastungen gegeben 
werden kann.

Dennoch zeigt die Aufstellung deut-
lich: Der Bund hält seine Zusagen zur 
Stärkung der Kommunen ein — der 
Bund ist ihr verlässlicher Partner.
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Planungssicherheit für Kommunen
Einigung auch bei Verkehrsfinanzierungsmitteln
Beim Treffen im Kanzleramt wurde 
am 24. September 2015 auch Einig-
keit über die Fortführung der Regio-
nalisierungsmittel und der Mittel aus 
dem Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz erzielt:

„Die Regionalisierungsmittel wer-
den in 2016 auf acht Milliarden Euro 
erhöht und in den Folgejahren jähr-
lich mit einer Rate von 1,8 Prozent 
dynamisiert. Bund und Länder ver-
einbaren, die Mittel des Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes 
(GVFG) im Rahmen der Neuregelung 
der Bund-Länder Finanzbeziehungen 
ungekürzt über 2019 hinaus fortzu-
führen. Die Regionalisierungsmittel 
werden entsprechend dem Vorschlag 
der Länder zeitlich verlängert und 
nach ihrem Vorschlag (Kieler Schlüs-
sel) auf die Länder verteilt. Bund und 

Länder werden die Dynamik des 
Anstiegs der Trassenpreise  begren-
zen.“

Es ist erfreulich, dass auch Fort-
schritte bei den Verhandlungen zur 
Fortführung der Regionalisierungs-
mittel und des Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetzes erzielt werden 
konnten. Die Erhöhung und dynami-
sierte Fortführung der Regionalisie-
rungsmittel trägt zur bedarfsgerech-
ten Finanzierung auch des 
Öffentlichen Personenverkehrs in den 
Kommunen bei. Durch die Fortschrei-
bung der Mittel aus dem Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz wird 
endlich der Weg frei gemacht, auch 
Projekte mit einer Laufzeit über das 
Jahr 2019 hinaus zu ermöglichen. 
Dies schafft Planungssicherheit und 
leistet einen wichtigen Beitrag zur 

Verbesserung der Verkehrsinfrastruk-
tur in den Kommunen.


